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Abstract: Der Beitrag setzt sich dem erreichten Stand von eGovernment im Land 
Vorarlberg und den Entwicklungsmöglichkeiten auseinander. Es zeigt sich, 
dass auf Grund der rasanten technologischen Entwicklung eine pragmati­
sche, nicht-perfektionistische Vorgangsweise gegenüber wnfassend, zentral 
gelenkten Konzeptionen zu bevorzugen ist.' 

1. Einleitung 
eGovernmene ist in Österreich wesentlich durch Ungleichzeitigkeit 

geprägt. Damit ist gemeint, dass sich eGovernment durch eine stark de­
zentralisierte Vorgehensweise auszeichnet oder - wer eine andere Bewer­
tung bevorzugt - an einer solchen leidet. eGovernment in Österreich er­
weist sich als nicht zentral gesteuert, und zwar weder vertikal (im Ver­
hältnis Bund/Länder/Gemeinden) noch horizontal (auf den jeweiligen 
Ebenen). Dies führt zu einer asynchronen Einführung und Entwicklung 
von eGovernment in den jeweiligen Organisationen. Dieser Prozess wird 
zum einen durch die Rasanz der technologischen Entwicklungen, zum 
anderen auch durch den Wettbewerb, in dem sich die Gebietskörperschaf­
ten untereinander befinden, gefördert. In einer solchen Situation ist nicht 
immer die ausgereifteste Lösung die beste, sondern diejenige, die recht­
zeitig verfügbar ist. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, dass sich die 
Verwaltungen einer Vielzahl von Testläufen und Pilotversuchen unter­
werfen, und die evaluierten Lösungen im Falle ihrer Bewährung anneh­
men, oder sie sonst zu verwerfen haben. 

1 Anderer Auffassung Posch, eGovernment und elektronische Signatur aus Bundes­
sicht, ÖGZ 2002, 27, 30, download unter http://www.staedtebund.at/medien/ 
oegz/oegz0202.html. 
2 Zum Inhalt von eGovernment siehe allgemein Eifert, Electronic Government als 
gesamtstaatliche Organisationsaufgabe, Zeitschrift für Gesetzgebung 2001/2, 116 ff. 
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Der Fall Vorartberg ist in diesem Zusammenhang nicht untypisch: 
auch hier finden wir innerhalb der Organisation der Landes eine beträcht­
liche Zahl ungleichzeitiger und möglicherweise auch nicht immer perfekt 
aufeinander abgestimmter Maßnahmen, die als Elemente von eGovern­
ment angesehen werden können. Es fmdet keine flächendeckende zentral 
gelenkte Einführung, wohl aber ein von Pragmatismus geprägtes V orge­
hen statt, das zu einer graduellen Weiterentwicklung der Lösungen führt. 

2. Entwicklungsstand 
Eine Typologie des gegenwärtigen Stands der eGovemment­

Aktivitäten im Bereich der V orarlberger Landesverwaltung lässt sich wie 
folgt vornehmen: 

Zugang zum Recht (elektronische Rechtsdokumentation) 
Zugang zur Verwaltung (Webauftritt, Formularserver, digitaler 
Schriftverkehr) 
Digitalisierung der internen Abläufe (elektronischer Akt, Erlass­
sammlung) 
Vernetzung mit den Gemeinden 

2.1. Elektronische Rechtsdokumentation 

Die elektronische Rechtsdokumentation steht praktisch am Beginn 
von eGovemment und ist sowohl beim Bund als auch bei den Ländern 
bereits verhältnismäßig weit fortschritten. Es gibt in Vorartberg ein eige­
nes Rechtsinformationssystem, das über den Webauftritt des Landes als 
Winword-Datei oder im PDF-Format im Internet abrufbar ist.3 Es enthält 
sowohl das geltende Landesrecht als auch die Landesgesetzblätter in 
chronologischer Folge zurückreichend bis 1969. VORlS ist verlinkt mit 
dem RlS, wo das Landesrecht- allerdings in den RlS-Formaten- eben­
falls zugänglich ist. Ein weiterer Link wird zum 
Landtagsinformationssystem (LIS) gebildet, wo die Gesetzesmaterialien, 
rückwärts erfasst bis September 1994, ebenfalls zugänglich sind. 

Weiters werden im Rahmen des Webauftritts des Landes auch die ak­
tuellen Gesetzesentwürfe der Landesregierung, über die das Begutach­
tungsverfahren läuft, zugänglich gemacht. Damit wird dem Art 34 Vlbg 
LV, wonach über sämtliche Gesetzesentwürfe des Landes ein öffentliches 

3 http:// www.vorarlberg.at/voris.html. 
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Begutachtungsverfahren durchzuführen ist, auch auf digitalem Wege 
entsprochen. 

2.2. Zugang zur Verwaltung 

Der Zugang zur Verwaltung wird heute wesentlich durch den W ebauf­
tritt der Organisation mitbestimmt. Demgemäß ist er ein tragendes Ele­
ment im eGovernment. Wie alle anderen Landesverwaltungen und die 
Bundesministerien verfiigt auch die Vorarlberger Landesverwaltung über 
einen eigenen W ebauftritt, der ein spezielles Menü ,,Bürgerservice" auf­
weist. 

Darunter findet sich beispielsweise auch ein Formularserver4 mit 
nunmehr insgesamt um die 200 Formularen zum Downloaden. Die Funk­
tionalität des Formularservers ist jedoch noch nicht auf dem höchstmögli­
chen Niveau. Es ist lediglich ein Downloaden mit Ausfiillen des Formu­
lars am Bildschirm und eine Einreichung des downgeloadeten Dokumen­
tes mittels E-Mail möglich. 

Ein wichtiger Inhalt von eGovernment ist der digitale Schriftverkehr, 
auf den hier nicht weiter eingegangen werden muss5, weil er in ganz Ös­
terreich bereits zum selbstverständlichen Instrument der Kommunikation 
zwischen Bürger und Behörde geworden ist. Erwähnenswert ist aller­
dings, dass auf Grund des hohen Standards der "technischen Möglichkei­
ten" (siehe§§ 13, 18 AVG) die vom AVG ermöglichte digitale Kommu­
nikation bereits sehr weit fortgeschritten ist. Die Behandlung der elektro­
nischen Ein- und Ausgangspost wird durch interne Erlässe geregelt. fis­
besondere wird sicher gestellt, dass der digitale Posteinlauf über offizielle 
Posteingangskörbe der Ämter und Abteilungen gefiihrt wird, damit die 
ordnungsgemäße Behandlung und Verteilung dieser Post garantiert ist. 

2.3. Digitalisierung der internen Abläufe 

2.3.1. Elektronischer Akt (VOKIS) 

Das Projekt VOKIS dient der Einführung des elektronischen Aktes in 
Vorartberg (bundesweit unter der Bezeichnung ELAK laufend). Derzeit 

4 http://www. vorarlberg.at/formulare. 
5 Ausftihrliche Überlegungen dazu Bußjäger, Digitaler Schriftverkehr als Problem der 
Verwaltungsorganisation, ÖGZ 2002, 22, download unter 
http://www.staedtebund.at/medien/oegz/oegz0202.html. 
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sind etwa 600 Arbeitsplätze mit VOKIS ausgestattet, das sind etwa 40 % 
der Arbeitsplätze in der administrativen Verwaltung. 

Der Ausbaugrad von VOKIS ist allerdings unterschiedlich: In einigen 
Abteilungen ersetzt VOKIS bereits den händisch geführten Akt. Sämtli­
che Eingangspost wird digitalisiert. Die Ausgangspost wird als digitales 
Dokument im VOKIS-Akt erstellt. In der Mehrzahl der Fälle ist VOKIS 
allerdings eine - wenngleich unentbehrliche - digitale Unterstützung des 
händisch geführten Aktes. 

2.3.2. Erlasssammlung 

Die V orarlberger Erlasssammlung (VES) ist das einzige zulässige 
Publikationsmedium von Erlässen in der Landesverwaltung. Ein Erlass 
tritt ausschließlich mit der Kundmachung in der Erlasssammlung in Wirk­
samkeit. Das Besondere an der Erlasssammlung ist, dass sie elektronisch 
geführt wird. Sie ist über das Intranet der Landesverwaltung zugänglich. 
Da Erlässe defmitionsgemäß interne Verwaltungsakte sind und sich daher 
nicht an die Bürgerinnen und Bürger richten, ist nicht daran gedacht, sie 
im Webauftritt des Landes extern zugänglich zu machen. 

2.4. Vernetzung mit den Gemeinden 

Es besteht bereits eine sehr dichte Vernetzung mit den Gemeinden, die 
zudem hohen Sicherheitsansprüchen genügt. Von den 96 Gemeinden sind 
82 bereits am Netz (mit einer eigenen Firewall abgeschottet). Von den 
1.700 EDV-Arbeitsplätzen in allen 96 Gemeinden sind bereits 98% an das 
Netz angeschlossen. Es fehlen somit nur noch die Kleinstgemeinden, die 
nur über sehr wenige EDV-Arbeitsplätze verfügen. 

3. eGovernment-Strategie 
eGovemment setzt eine beständige Weiterentwicklung des einmal er­

reichten Entwicklungsstandes voraus. Um diesen Prozess nicht völlig 
ungesteuert sich selbst zu überlassen, soll im Rahmen eines Projektes eine 
eGovemment-Strategie der Landesregierung ausarbeitet werden, die 
gleichsam die Leitlinie der zukünftigen eGovemment-Aktivitäten des 
Landes bilden soll. Ein wichtiger Inhalt der Strategie wird sein, dass eGo­
vemment die bisherige Form des Leistungsangebotes der Landesverwal­
tung (dezentrale Dienstleistung durch die Bezirkshauptmannschaften, 
leichte persönliche Zugänglichkeit der Verwaltung) nicht ersetzen wird, 
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sondern vielmehr eine Bereicherung des Dienstleistungsangebotes darstel­
len wird. 

Bereits jetzt lässt sich absehen, dass unter den zahlreichen einzelnen 
Maßnahmen folgende Aktivitäten in näherer Zukunft von zentraler Be­
deutung sein werden: 

3.1. Verbesserung Webauftritt und eGovernment-Portal 

Der Webauftritt des Landes sollte schwergewichtig weniger auf die 
Darstellung verschiedener Aktivitäten des Landes gerichtet sein, bzw die 
Produkte der Verwaltung nach der Organisationsstruktur anbieten, son­
dern die Bürger leichter zu den von ihnen benötigten Serviceeinrichtun­
gen führen (sog Lebenslagenprinzip). Mit dem Lebenslagenprinzip wer­
den einzelne Produkte der Teile davon in einer Gesamtlösung für den 
Bürger angeboten. 

3.2. Ausbau Formularserver 

Der Formularserver sollte ein direktes Ausfüllen der Formulare (also 
nicht erst über den Download) ermöglichen. 

3.3. VOKIS 

Die elektronische Aktenführung ist noch nicht voll entwickelt. Eine 
mittelfristiges Ziel sollte sein, dass der elektronische Akt die Vorgänge 
umfassend dokumentiert und der händische lediglich noch eine Hilfsfunk­
tion wahrnimmt. Die Übersendung des elektronischen Aktes anstatt des 
händisch geführten Aktes (etwa zur Akteneinsicht oder zur Vorlage im 
Berufungsweg oder an die Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts) sollte 
zum Regelfall werden. Es ist beabsichtigt, den Anwenderkreis von 
VOKIS in naher Zukunft auf die gesamte Landesverwaltung, die mit Ak­
ten arbeitet, auszudelmen. 

Die elektronische Aktenführung setzt allerdings auch Konzepte für die 
Archivierung voraus, die technisch nicht leicht zu klären sind (Problem 
der Dateiformate6). Zu erwägen ist, ob nicht auch dienststellen- und abtei­
lungsübergreifende Akten angelegt werden sollen. 

6 Men=el, et al, Technische Aspekte des eGoveiTWlent- Bericht des AK Technik im 
OCG-Forum eiGov.at, Computer Kommunikativ 5/2001, 19, download Wtter 
http://mailbox.Wtivie.ac.at/thomas.menzel. 
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3.4. Zustelldienst 

Wie nun vom ZustellG (§ 4) ermöglicht, soll eine Zustellung von 
Schriftstücken an Parteien über sogenannte Zustellserver7 erfolgen kön­
nen. Dies wäre ein sowohl kosten- als auch zeitsparender Bürgerservice. 

3.5. Entwicklung und Ausbau von Informationssystemen 
und der Förderungsverwaltung 

In der Vorarlberger Landesverwaltung sind bereits eine Vielzahl von 
Informationssystemen im Einsatz (zB YOGIS- Vorarlberger graphisches 
Informationssystem), die, was den Verbreitungsgrad und die Qualität des 
Inhalts betrifft weiter ausgebaut werden sollen. Neue Informationssyste­
me sind in Entwicklung begriffen, wie zum Beispiel ein Führungsinfor­
mationssystem. 

Schließlich sollen wesentliche Teile der Förderungsverwaltung 
(Wohnbauförderung, Wirtschaftsförderungen ... ) primär digital erledigt 
werden. 

4. Resümee 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass eGovernment auch 

in der Vorarlberger Landesverwaltung ein nicht wegzudenkendes Thema 
ist. Zahlreiche Maßnahmen sind bereits gesetzt worden, die jedoch einer 
ständigen Weiterentwicklung bedürfen. 

eGovernment ist ein relativ spontaner Prozess, der nur bedingt steuer­
bar und koordinierbar. Ein negativer Aspekt dieser Zersplitterung ist je­
doch eine die Gebietskörperschaften übergreifende Mehrgleisigkeit bei 
der Erarbeitung von Anwendungen für sehr ähnliche oder sogar völlig 
idente Zwecke. Hier wäre eine bessere Abstimmung, zumindest bei den 
wichtigsten Schnittstellen der Gebietskörperschaften, sicherlich ange­
bracht. Dies darf jedoch nicht dazu führen, dass Kreativität und Sponta­
neität unterbunden werden. Statt der ohnehin nie erzielbaren Vereinheitli­
chung wäre ein abgestimmtes Vorgehen zu propagieren, das Vielfalt und 
Einheitlichkeit miteinander vereinigt. 

7 Ausführlich zu den technischen Rahmenbedingungen der Zustelhmg Posch/Menzel, 
Signaturen zur sicheren ZusteiiWlg, in Wimmer, Impulse für e-Government: Internatio­
nale Entwicklm1gen, Organisation, Recht, Technik, Best Practices, books@ocg.at, 
Band 158, Österreichische Computergesellschaft, Wien, 2001, 5, download unter 
http:/ /mailbox. Wlivie. ac. at/thomas.menzel. 


